
Das Amtsblatt erscheint mindestens einmal wöchentlich und ist bei folgenden Einrichtungen der Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein erhältlich: Bürgerservice im Rathaus mit 
den Außenstellen Oggersheim, Oppau und Achtmorgenstraße 9, sowie in den Büros der Ortsvorsteherinnen und Ortsvorsteher; darüber hinaus wird das Amtsblatt im Internet auf 
www.ludwigshafen.de veröffentlicht. 
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Schlussbericht 2020 des Bereichs Revision und 

Schlussbericht 2020 des Rechnungsprüfungsausschusses 
über die im Haushaltsjahr 2020 getätigten Prüfungen 

Der Stadtrat hat in seiner nichtöffentlichen Sitzung am 12. Juli 2021 den Schlussbericht 2020 des Bereichs 
Revision sowie den Schlussbericht des Rechnungsprüfungsausschusses über die im Haushaltsjahr 2020 
getätigten Prüfungen zur Kenntnis genommen. 

Beide Berichte liegen zur Einsichtnahme im Dienstgebäude Rathausplatz 10 aus. 

Die Einsichtnahme ist von Montag, den 19. Juli bis Montag, den 26. Juli 2021 

 montags bis donnerstags von 9.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 15 Uhr und  

 freitags von 9.00 bis 12.00 Uhr  

im Dienstgebäude Rathausplatz 10, 67059 Ludwigshafen, 5. Etage, Zimmer 502 möglich.  

 

Vorgartengestaltungssatzung wird aufgestellt – Satzungsentwurf liegt aus 

Satzung der Stadt Ludwigshafen über die Gestaltung von Vorgärten im Bereich des Malerviertels 
östlich der Mundenheimer Straße 

Stadtteil: Süd 
 

Der Stadtrat der Stadt Ludwigshafen am Rhein hat in seiner Sitzung am 12. Juli 2021 beschlossen, für den 
Bereich des Malerviertels östlich der Mundenheimer Straße eine Vorgartengestaltungssatzung zu erstellen 
und den Satzungsentwurf für die Dauer von mindestens 30 Tagen öffentlich auszulegen. Der Beschluss beruht 
auf § 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) in Verbindung mit § 88 Abs. 1 Ziffer 3 
Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO). 

Ziel der Satzung ist  

 der Erhalt bestehender und ggf. die Schaffung neuer, bepflanzter Vorgärten,  
 der Erhalt der positiven gestalterischen Wirkung dieser durch Grünbepflanzung  
 dominierten Vorgärten auf den Straßenraum sowie  
 die Vermeidung einer fortschreitenden Versiegelung der Vorgartenzone im  

Geltungsbereich der Satzung.  

  



Der Geltungsbereich ergibt sich aus folgendem Lageplan und liegt zwischen  

 Mundenheimer Straße im Nordwesten 
 Wittelsbachstraße im Nordosten 
 Lagerhausstraße im Südosten und  
 Böcklinstraße im Südwesten 

 

Der Satzungsentwurf liegt mit Begründung während der Dienststunden (Montag bis Donnerstag von 8:30 Uhr 
bis 16:00 Uhr und freitags von 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr) in der Zeit vom 

23. Juli 2021 bis einschließlich 23. August 2021 

bei der Stadtplanung der Stadt Ludwigshafen am Rhein, Halbergstraße 1, 4. Obergeschoss, zur öffentlichen 
Einsichtnahme aus. Die Öffentlichkeit hat in dieser Zeit die Möglichkeit, sich zum Satzungsentwurf zu äußern 
und Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 

Die ausgelegten Unterlagen sind für die Dauer der Auslegung auch im Internet einsehbar unter 
www.ludwigshafen.de über den Pfad: Nachhaltig / Bürgerbeteiligung / Öffentlichkeitsbeteiligung. 

Zusätzlich wird allen interessierten Bürgerinnen und Bürgern in einem Erörterungstermin am 9. August 2021 
um 17:30 Uhr Gelegenheit gegeben, sich zur Planung zu äußern. Dieser Erörterungstermin findet im 
Erdgeschoss der Halbergstraße 1 statt. Bitte beachten Sie, dass Maskenpflicht besteht. 

Der Inhalt der Bekanntmachung kann ebenfalls im Internet unter www.ludwigshafen.de über den Pfad: 
Bürgernah / Rathaus / Amtsblatt eingesehen werden. 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1e) Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) und dem rheinlandpfälzischen Datenschutzgesetz.  

Ludwigshafen am Rhein, den 13. Juli 2021 

Stadtverwaltung 

gez. 
Alexander Thewalt 
Beigeordneter 

Hinweis: 
Eine Verletzung der Bestimmungen der Gemeindeordnung über die Ausschließungsgründe (§ 22 Abs. 1 
GemO) oder über die Einberufung und die Tagesordnung zu Sitzungen des Stadtrates (§ 34 GemO) ist nach 
§ 24 Abs. 6 Gemeindeordnung unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach dieser öffentlichen 
Bekanntmachung schriftlich unter Bezeichnung der Tatsachen, die eine solche Rechtsverletzung begründen 
können, gegenüber der Stadtverwaltung geltend gemacht wird. 
 
 



Bebauungsplan Nr. 677 "Siedlung Bannwasserstraße" wird aufgestellt; 

Stadtteil: Edigheim 

Der Stadtrat der Stadt Ludwigshafen am Rhein hat in seiner Sitzung am 12.07.2021 beschlossen, den 
Bebauungsplan Nr. 677 "Siedlung Bannwasserstraße" aufzustellen. 

Der Beschluss beruht auf § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch -BauGB-. 

Ziel und Zweck der Planung 

Ziel der Planungen ist es, eine geordnete städtebauliche Entwicklung und Wohnraumgewinnung im 
Innenbereich unter Wahrung ökologischer und kleinklimatischer Standards und Sicherung der Wohn- und 
Lebensqualität in den Bestandsquartieren zu ermöglichen. Dabei sollen Potentiale und Grenzen für die 
bauliche Entwicklung herausgearbeitet und Rahmenbedingungen für diese entwickelt werden. 

Plangebiet 

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 10,2 ha und ergibt sich aus der gestrichelten Linie im 
beigefügten Lageplan. 

Weitere Angaben 

Durch das Bebauungsplanverfahren wird der sich aus der vorhanden Eigenart der näheren Umgebung 
ergebende Zulässigkeitsmaßstab nicht wesentlich verändert. Es wird keine Zulässigkeit von Vorhaben 
vorbereitet oder begründet, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, 
es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten 
Schutzgüter und es bestehen auch keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung 
oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. Daher wird das vereinfachte Verfahren nach § 13 Abs. 1 BauGB 
angewendet. 

Von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von der Erstellung eines Umweltberichts nach § 2a BauGB, 
von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, 
wird abgesehen. Weiterhin ist § 4c BauGB nicht anzuwenden. 

Auf die Durchführung der frühzeitigen Beteiligungsschritte gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB wird 
verzichtet. 

Wenn die Planung fortgeschritten ist, wird der Öffentlichkeit im Rahmen der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB die Möglichkeit der Beteiligung eingeräumt. 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grundlage des § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB in 
Verbindung mit Art. 6 Abs. 1e) Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und dem rheinlandpfälzischen 
Datenschutzgesetz. Weitere Informationen können dem Formblatt „Informationspflichten bei der Erhebung von 
Daten im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach BauGB“ (Art. 13 DSGVO), welches im Rahmen der 
Offenlage ausliegt, entnommen werden. 

Ludwigshafen am Rhein, den 15. Juli 2021 

Stadtverwaltung 
gez. 
Alexander Thewalt 
Beigeordneter 

 

 

 

 



Geltungsbereich:

 

Hinweis: 

Eine Verletzung der Bestimmungen der Gemeindeordnung über die Ausschließungsgründe (§ 22 Abs. 1 
GemO) oder über die Einberufung und die Tagesordnung zu Sitzungen des Stadtrates (§ 34 GemO) ist nach 
§ 24 Abs. 6 Gemeindeordnung unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach dieser öffentlichen 
Bekanntmachung schriftlich unter Bezeichnung der Tatsachen, die eine solche Rechtsverletzung begründen 
können, gegenüber der Stadtverwaltung geltend gemacht wird. 

 
 
 
 
 
 



Bebauungsplan Nr. 678 "Innenentwicklung Edigheim" wird aufgestellt; 

Stadtteil: Edigheim 

Der Stadtrat der Stadt Ludwigshafen am Rhein hat in seiner Sitzung am 12.07.2021 beschlossen, den 
Bebauungsplan Nr. 678 "Innenentwicklung Edigheim" aufzustellen. 

Der Beschluss beruht auf § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch -BauGB-. 

Ziel und Zweck der Planung 

Ziel der Planungen ist es, eine geordnete städtebauliche Entwicklung und Wohnraumgewinnung im 
Innenbereich unter Wahrung ökologischer und kleinklimatischer Standards und Sicherung der Wohn- und 
Lebensqualität in den Bestandsquartieren zu ermöglichen. Dabei sollen Potentiale und Grenzen für die 
bauliche Entwicklung herausgearbeitet und Rahmenbedingungen für diese entwickelt werden. 

Plangebiet 

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 57,5 ha und ergibt sich aus der gestrichelten Linie im 
beigefügten Lageplan. 

Weitere Angaben 

Durch das Bebauungsplanverfahren wird der sich aus der vorhanden Eigenart der näheren Umgebung 
ergebende Zulässigkeitsmaßstab nicht wesentlich verändert. Es wird keine Zulässigkeit von Vorhaben 
vorbereitet oder begründet, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, 
es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten 
Schutzgüter und es bestehen auch keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung 
oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. Daher wird das vereinfachte Verfahren nach § 13 Abs. 1 BauGB 
angewendet. 

Von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von der Erstellung eines Umweltberichts nach § 2a BauGB, 
von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, 
wird abgesehen. Weiterhin ist § 4c BauGB nicht anzuwenden. 

Auf die Durchführung der frühzeitigen Beteiligungsschritte gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB wird 
verzichtet. 

Wenn die Planung fortgeschritten ist, wird der Öffentlichkeit im Rahmen der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB die Möglichkeit der Beteiligung eingeräumt. 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grundlage des § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB in 
Verbindung mit Art. 6 Abs. 1e) Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und dem rheinlandpfälzischen 
Datenschutzgesetz. Weitere Informationen können dem Formblatt „Informationspflichten bei der Erhebung von 
Daten im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach BauGB“ (Art. 13 DSGVO), welches im Rahmen der 
Offenlage ausliegt, entnommen werden. 

Ludwigshafen am Rhein, den 15. Juli 2021 

Stadtverwaltung 
gez. 
Alexander Thewalt 
Beigeordneter 

 

 

 

 



Geltungsbereich:

 

Hinweis: 

Eine Verletzung der Bestimmungen der Gemeindeordnung über die Ausschließungsgründe (§ 22 Abs. 1 
GemO) oder über die Einberufung und die Tagesordnung zu Sitzungen des Stadtrates (§ 34 GemO) ist nach 
§ 24 Abs. 6 Gemeindeordnung unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach dieser öffentlichen 
Bekanntmachung schriftlich unter Bezeichnung der Tatsachen, die eine solche Rechtsverletzung begründen 
können, gegenüber der Stadtverwaltung geltend gemacht wird. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Bebauungsplan Nr. 679 "Innenentwicklung Oppau-West" wird aufgestellt; 

Stadtteil: Oppau 

Der Stadtrat der Stadt Ludwigshafen am Rhein hat in seiner Sitzung am 12.07.2021 beschlossen, den 
Bebauungsplan Nr. 679 "Innenentwicklung Oppau-West" aufzustellen. 

Der Beschluss beruht auf § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch -BauGB-. 

Ziel und Zweck der Planung 

Ziel der Planungen ist es, eine geordnete städtebauliche Entwicklung und Wohnraumgewinnung im 
Innenbereich unter Wahrung ökologischer und kleinklimatischer Standards und Sicherung der Wohn- und 
Lebensqualität in den Bestandsquartieren zu ermöglichen. Dabei sollen Potentiale und Grenzen für die 
bauliche Entwicklung herausgearbeitet und Rahmenbedingungen für diese entwickelt werden. 

Plangebiet 

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 56,2 ha und ergibt sich aus der gestrichelten Linie im 
beigefügten Lageplan. 

Weitere Angaben 

Durch das Bebauungsplanverfahren wird der sich aus der vorhanden Eigenart der näheren Umgebung 
ergebende Zulässigkeitsmaßstab nicht wesentlich verändert. Es wird keine Zulässigkeit von Vorhaben 
vorbereitet oder begründet, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, 
es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten 
Schutzgüter und es bestehen auch keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung 
oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. Daher wird das vereinfachte Verfahren nach § 13 Abs. 1 BauGB 
angewendet. 

Von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von der Erstellung eines Umweltberichts nach § 2a BauGB, 
von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, 
wird abgesehen. Weiterhin ist § 4c BauGB nicht anzuwenden. 

Auf die Durchführung der frühzeitigen Beteiligungsschritte gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB wird 
verzichtet. 

Wenn die Planung fortgeschritten ist, wird der Öffentlichkeit im Rahmen der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB die Möglichkeit der Beteiligung eingeräumt. 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grundlage des § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB in 
Verbindung mit Art. 6 Abs. 1e) Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und dem rheinlandpfälzischen 
Datenschutzgesetz. Weitere Informationen können dem Formblatt „Informationspflichten bei der Erhebung von 
Daten im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach BauGB“ (Art. 13 DSGVO), welches im Rahmen der 
Offenlage ausliegt, entnommen werden. 

Ludwigshafen am Rhein, den 15. Juli 2021 

Stadtverwaltung 
gez. 
Alexander Thewalt 
Beigeordneter 

 

 

 

 



Geltungsbereich:

 

Hinweis: 

Eine Verletzung der Bestimmungen der Gemeindeordnung über die Ausschließungsgründe (§ 22 Abs. 1 
GemO) oder über die Einberufung und die Tagesordnung zu Sitzungen des Stadtrates (§ 34 GemO) ist nach 
§ 24 Abs. 6 Gemeindeordnung unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach dieser öffentlichen 
Bekanntmachung schriftlich unter Bezeichnung der Tatsachen, die eine solche Rechtsverletzung begründen 
können, gegenüber der Stadtverwaltung geltend gemacht wird. 

  



Bebauungsplan Nr. 680 "Innenentwicklung Oppau-Ost wird aufgestellt 

Stadtteil: Oppau 

Der Stadtrat der Stadt Ludwigshafen am Rhein hat in seiner Sitzung am 12.07.2021 beschlossen, den 
Bebauungsplan Nr. 680 "Innenentwicklung Oppau-Ost" aufzustellen.  

Der Beschluss beruht auf § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch -BauGB-. 

Ziel und Zweck der Planung 

Ziel der Planungen ist es, eine geordnete städtebauliche Entwicklung und Wohnraumgewinnung im 
Innenbereich unter Wahrung ökologischer und kleinklimatischer Standards und Sicherung der Wohn- und 
Lebensqualität in den Bestandsquartieren zu ermöglichen. Dabei sollen Potentiale und Grenzen für die 
bauliche Entwicklung herausgearbeitet und Rahmenbedingungen für diese entwickelt werden. 

Plangebiet 

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 51 ha und ergibt sich aus der gestrichelten Linie im 
beigefügten Lageplan. 

Weitere Angaben 

Der Bebauungsplan wird im Vollverfahren aufgestellt. Dies umfasst neben den frühzeitigen Beteili-
gungsschritten nach den §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB auch die Pflicht zur Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 
4 BauGB. 

 

Ludwigshafen am Rhein, den 15. Juli 2021 

Stadtverwaltung 
gez. 
Alexander Thewalt 
Beigeordneter 

 
 
Ausschreibungen der Stadt Ludwigshafen 
Öffentliche Ausschreibungen der Stadt Ludwigshafen finden Sie ab sofort unter www.auftragsboerse.de. 
Dort können Sie alle Ausschreibungsunterlagen kostenlos abrufen! 
Es ist Ziel der Stadt Ludwigshafen die Umsetzung der elektronischen Vergabe weiter zu stärken. 
Um die Vergabevorgänge zwischen Auftraggeber und Bietern möglichst einfach und effizient zu gestalten, hat 
sich die Stadt Ludwigshafen der neuen und optimierten E-Vergabeplattform der Metropolregion Rhein-Neckar 
angeschlossen. 
 

 


